
U n t e r t i t e l 3 
Anpassung und 
B e e n d i g u n g v o n V e r t r ä g e n 
 

§ 313 
Störung der Geschäftsgrundlage 

(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, nach 
Vertragsschluss schwerwiegend verändert und hätten die Parteien den Vertrag nicht 
oder mit anderem Inhalt geschlossen, wenn sie diese Veränderung vorausgesehen 
hätten, so kann Anpassung des Vertrags verlangt werden, soweit einem Teil unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen 
oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten am unveränderten Vertrag nicht 
zugemutet werden kann. 
(2) Einer Veränderung der Umstände steht es gleich, wenn wesentliche 
Vorstellungen, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, sich als falsch 
herausstellen. 
(3) Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem Teil nicht zumutbar, so 
kann der benachteiligte Teil vom Vertrag zurücktreten. An die Stelle des 
Rücktrittsrechts tritt für Dauerschuldverhältnisse das Recht zur Kündigung. 
 

§ 314 
Kündigung von Dauerschuldverhältnissen aus wichtigem Grund 

(1) Dauerschuldverhältnisse kann jeder Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem 
kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
bis zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist nicht 
zugemutet werden kann. 
(2) Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Vertrag, ist die 
Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach 
erfolgloser Abmahnung zulässig. § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 
(3) Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen, 
nachdem er vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat. 
(4) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht 
ausgeschlossen. 
 
 
U n t e r t i t e l 4 
E i n s e i t i g e   L e i s t u n g s b e s t i m m u n g s r e c h t e  
 

§ 315 
Bestimmung der Leistung durch eine Partei 

(1) Soll die Leistung durch einen der Vertragschließenden bestimmt werden, so ist im 
Zweifel anzunehmen, dass die Bestimmung nach billigem Ermessen zu treffen ist.  
(2) Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil.  
(3) Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen erfolgen, so ist die getroffene 
Bestimmung für den anderen Teil nur verbindlich, wenn sie der Billigkeit entspricht. 
Entspricht sie nicht der Billigkeit, so wird die Bestimmung durch Urteil getroffen; das 
Gleiche gilt, wenn die Bestimmung verzögert wird. 
 

§ 316 



Bestimmung der Gegenleistung 
Ist der Umfang der für eine Leistung versprochenen Gegenleistung nicht bestimmt, 
so steht die Bestimmung im Zweifel demjenigen Teil zu, welcher die Gegenleistung 
zu fordern hat. 
 

§ 317 
Bestimmung der Leistung durch einen Dritten 

(1) Ist die Bestimmung der Leistung einem Dritten überlassen, so ist im Zweifel 
anzunehmen, dass sie nach billigem Ermessen zu treffen ist. 
(2) Soll die Bestimmung durch mehrere Dritte erfolgen, so ist im Zweifel 
Übereinstimmung aller erforderlich; soll eine Summe bestimmt werden, so ist, wenn 
verschiedene Summen bestimmt werden, im Zweifel die Durchschnittssumme 
maßgebend. 
 

§ 318 
Anfechtung der Bestimmung 

(1) Die einem Dritten überlassene Bestimmung der Leistung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber einem der Vertragschließenden. 
(2) Die Anfechtung der getroffenen Bestimmung wegen Irrtums, Drohung oder 
arglistiger Täuschung steht nur den Vertragschließenden zu; Anfechtungsgegner ist 
der andere Teil. Die Anfechtung muss unverzüglich erfolgen, nachdem der 
Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund Kenntnis erlangt hat. Sie ist 
ausgeschlossen, wenn 30 Jahre verstrichen sind, nachdem die Bestimmung 
getroffen worden ist. 
 

§ 319 
Unwirksamkeit der Bestimmung; Ersetzung 

(1) Soll der Dritte die Leistung nach billigem Ermessen bestimmen, so ist die 
getroffene Bestimmung für die Vertragschließenden nicht verbindlich, wenn sie 
offenbar unbillig ist. Die Bestimmung erfolgt in diesem Falle durch Urteil; das Gleiche 
gilt, wenn der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er sie 
verzögert.  
(2) Soll der Dritte die Bestimmung nach freiem Belieben treffen, so ist der Vertrag 
unwirksam, wenn der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er 
sie verzögert. 
 


